
 

 

Verordnung der Gemeinde Ehrenkirchen über die Änderung der Katzenschutz-
verordnung vom 17.11.2020 (Mitteilungsblatt vom 27.11.2020, S. 5) 

 

Auf Grund von § 13b des Tierschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18.05.2006 (BGBl. I S. 1206, 1313), das zuletzt durch Art. 105 des Gesetzes 
vom 10.08.2021 (BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, in Verbindung mit der Ver-
ordnung der Landesregierung über die Übertragung der Ermächtigung nach § 13b 
des Tierschutzgesetzes vom 19.11.2013 (GBl. S. 362) wird verordnet: 

 

§ 1 Neufassung von § 4 Abs. 1 Katzenschutzverordnung 

§ 4 Abs. 1 Katzenschutzverordnung wird wie folgt gefasst: 

„Wird eine entgegen § 3 Absatz 1 unkastrierte Halterkatze von der Gemeinde oder 
einer oder einem von ihr Beauftragten im Gemeindegebiet angetroffen, soll der Kat-
zenhalterin oder dem Katzenhalter von der Gemeinde aufgegeben werden, das Tier 
kastrieren zu lassen. Bis zur Ermittlung der Katzenhalterin oder des Katzenhalters 
kann die Katze durch die Gemeinde oder einer oder einem von ihr Beauftragten in 
Obhut genommen werden. Mit der Ermittlung der Katzenhalterin oder des Katzenhal-
ters soll unverzüglich nach dem Aufgreifen der Katze begonnen werden. Dazu ist 
insbesondere eine Halterabfrage bei den in § 3 Absatz 2 genannten Registern zuläs-
sig.“ 

 

§ 2 Neufassung von § 5 Katzenschutzverordnung 

§ 5 Katzenschutzverordnung wird wie folgt gefasst: 

„Die Gemeinde oder eine von ihr Beauftragte oder ein von ihr Beauftragter kann frei-
lebende Katzen kennzeichnen, registrieren und kastrieren lassen. Zu diesen Zwe-
cken darf die freilebende Katze in Obhut genommen werden. Nach der Kastration 
kann die Katze wieder in die Freiheit entlassen werden. Die Entlassung in die Freiheit 
soll an der Stelle erfolgen, an der die Katze aufgegriffen worden ist.“ 

 

§ 2 Neufassung von § 5 Katzenschutzverordnung 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

 

Ehrenkirchen, 22.11.2022 

 

gez.  
 
Breig       
Bürgermeister 



 

 

Hinweis:  
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustande-
kommen dieser Verordnung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Verordnung ge-
genüber der Gemeinde Ehrenkirchen geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, 
der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vor-
schriften über die Öffentlichkeit der Verordnung, die Genehmigung oder die Be-
kanntmachung der Verordnung verletzt worden sind 
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